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Sachgebiet 611 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Riedl (München), Stücklen, 
Wagner (Günzburg), Spilker, Wohlrabe und Genossen 


betr. Besteuerung der Kreditgenossenschaften, Spar- 
kassen und Realkreditinstitute 


Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat in einer 
Pressekonferenz am 12. Juni 1971 in Bonn erklärt, daß im Zuge 
der Steuerreform den Kreditgenossenschaften, ihren Zentral- 
kassen und den Sparkassen ein ermäßigter Körperschaftsteuer- 
satz von etwas unter 50 v. H. während einer Übergangszeit von 
drei bis fünf Jahren eingeräumt werden solle. In dem jetzt vor- 
gelegten Referentenentwurf der Bundesregierung zur Steuer- 
reform ist alternativ vorgesehen, daß entweder der Körper- 
schaftsteuersatz dieser Institute für eine Übergangszeit von 
drei Jahren 46 v. H. betragen oder sofort auf 56 v. H. (bisher bei 
Kreditgenossenschaften 32. v. H., bei Sparkassen 35 v. H.) er- 
höht werden soll. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Fühlt sich die Bundesregierung an die Erklärung in dem Be- 
richt über die Untersuchung der Wettbewerbsverschiebun- 
gen im Kreditgewerbe vom 18. November 1968 (Drucksache 
V/3500) gebunden, die steuerliche Sonderregelung der Kre- 
ditgenossenschaften, Sparkassen und Realkreditinstitute 
„nicht schon in näherer Zukunft weiter einzuschränken oder 
gar abzubauen"? 

2. Wie steht die Bundesregierung zu dem Bericht des Finanz- 
ausschusses vom 29. November 1967 (Drucksache V/2320), in 
dem festgestellt wird: „Der Finanzausschuß betrachtet die 
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von ihm mit Mehrheit eingenommene mittlere Position als 
eine Regelung, die langfristig den Notwendigkeiten des 
Bundeshaushalts, der Aufgabenstellung der betroffenen 
Gruppen des Kreditgewerbes sowie den gesamtwirtschaft- 
lichen Belangen gerecht wird" ? 

3. Welche konkreten Ergebnisse hat die Bundesregierung vor- 
liegen, die die beabsichtigte Erhöhung der Steuersätze für 
die genannten Institutsgruppen jetzt rechtfertigen? 

4. Würde sich eine höhere Besteuerung der Realkreditinstitute, 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen auf die Zinssätze in 
den von diesen Institutsgruppen hauptsächlich betreuten 
Kreditbereichen wie 

a) Wohnungsbaukredit, 

b) Agrarkredit, 

c) Mittelstandskredit, 

d) Kommunalkredit 
auswirken? 

Wenn ja, in welcher Höhe? 

Wenn nein, glaubt die Bundesregierung, daß eine ausrei- 
chende Kreditversorgung dieser Bereiche durch andere Kre- 
ditinstitute ohne Zinserhöhung sichergestellt werden kann? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbsbenach- 
teiligung der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, die da- 
durch entsteht, daß diese Institute das vorgesehene An- 
rechnungsverfahren des Körperschaftsteuergesetzes nicht 
ausnutzen können? 

6. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung der Tatsache 
Rechnung getragen werden, daß im Falle einer Höherbe- 
steuerung der Sparkassen deren Eigenkapital-Ausstattung 
nach wenigen Jahren nicht mehr den Anforderungen des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen entspricht und 
eine angemessene Entwicklung der Sparkassen beeinträch- 
tigt? Beabsichtigt die Bundesregierung, sich dafür einzu- 
setzen, daß die Eigenkapitalgrundsätze des Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen entsprechend geändert werden? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung im Zuge der Steuerer- 
höhung und der dadurch zwangsläufig beeinträchtigten 
Eigenkapitalbildung der Sparkassen, die Länder zu ersuchen, 
die ertragsmindernden Geschäftsbeschränkungen der Spar- 
kassen zu lockern oder aufzuheben? 

8. Nimmt es die Bundesregierung bewußt in Kauf, daß bei einer 
Steuererhöhung der Sparkassen deren typische Geschäfte 
wie die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus und der 
kommunalen Infrastruktur zugunsten anderer ertragreiche- 
rer Kreditgeschäfte eingeschränkt werden? 
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9. Hat die Bundesregierung berücksichtigt, daß eine Steuer- 
erhöhung für Sparkassen eine Umlenkung der Kapitalströme 
bewirkt und damit die Finanzierung kommunaler Infrastruk- 
turmaßnahmen gefährdet, da der Kreditbedarf der kommu- 
nalen Körperschaften heute zu einem erheblichen Teil von 
den Sparkassen gedeckt wird? Ist die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls bereit, den kommunalen Körperschaften bei 
der Aufnahme von Kommunalkredit anderweitige Hilfe zu 
leisten? Wenn ja, in welcher Form? 


Bonn, den 13. Oktober 1971 


Dr. Riedl (München) 
Stücklen 

Wagner (Günzburg) 
Spilker 
Wohlrabe 
Dr. Becher (Pullach) 
Ehnes 
Dr. Fuchs 

Frau Geisendörfer 
Geisenhofer 

Gerlach (Obernau) 
Höcherl 
Dr. Jobst 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Dr. Kley 
Krampe 

Frau Dr. Kuchtner 
Dr. Probst 
Rawe 
Roser 
Schedl 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Seiters 

Dr. Wittmann (München) 
Ziegler 
Zoglmann 
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